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Einige Mitgliedsstaaten, darunter 
Österreich und Deutschland, 

drängen nach den zähen Trilog-Ver-
handlungen nun auf einen raschen 
Abschluss um Rechts- und Planungs
sicherheit für die Landwirtschaft her-
zustellen. Die Umweltausrichtung ist 
bekanntlich einer der zentralen 
Knackpunkte der GAP-Verhandlun-
gen. Dabei stehen neben den allge-
meinen Grundanforderungen die so-
genannten Öko-Regelungen im 
Zentrum. Es geht um die Frage, wel-
cher Anteil der Agrarmittel der 1. 
Säule (Direktzahlungen) verpflich-
tend von den Mitgliedstaaten für 
Klima- und Umweltleistungen zweck-
gewidmet werden muss. Das EU-Par-
lament schlägt einen Anteil von 30 % 
vor, der EU-Rat 20 %, während die 
EU-Kommission in ihrem Vorschlag 
keine Verpflichtung und keinen Min-
destprozentsatz vorgesehen hat.

Für den Kompromiss-Vorschlag, 
dass die Umweltprämien einen Anteil 
von 25% an den Direktzahlungen be-
kommen sollen und das bereits ab 
dem ersten Jahr, setzen sich Öster-
reich und Deutschland ein.  

GUT DING BRAUCHT WEILE

Die Verhandlungen laufen sehr zäh, aber 
es soll noch eine Einigung vor dem Som-
mer zustande kommen. Noch sind nicht 
alle umstrittenen Fragen gelöst, z.B. 
streiten der Agrarrat und das Europäi-
sche Parlament auch noch über die 
Green-Deal-Strategien der EU-Kommis-
sion. Das Parlament möchte die Ziele 

des Green Deal in die GAP-Reform gleich 
aufnehmen. Die Minister bestehen da
gegen zunächst auf einer Folgenab
schätzung.

Inzwischen gibt es für den Green 
Deal nach der gemeinsamen Position 
von 14 österreichischen Verbänden/
Organisationen, welche auch der BOV 
unterstützt, auch eine ähnliche Initia-
tive auf internationaler Ebene: Meh-
rere Mitglieder des Runden Tischs für 
Pflanzenschutz der Agrar- und Lebens-
mittelkette (z.B. COPA/COGECA, Fres-
hfel, Europatat etc.) haben in einem ge-
meinsam unterzeichneten offenen 
Brief Stellung bezogen: Das Schreiben 
verdeutlicht, dass es einer ganzheitli-
chen Bewertung bedarf, bevor Ent-
scheidungen über die Verringerung 
des Pflanzenschutzmitteleinsatzes ge-
fällt werden. Für die Zukunft zeichnen 
sich zwar Wege ab, mit weniger Pflan-
zenschutzmitteln bessere Ergebnisse 
zu erzielen. Es besteht aber eindeutig 
die Notwendigkeit, eine umfassende 
Bewertung der kumulativen wirt-
schaftlichen, sozialen und ökologi-
schen Auswirkungen der verschiede-

nen Ziele des Green Deal vorzunehmen, 
bevor politische und rechtsverbindli-
che Entscheidungen getroffen werden. 
Ein realistischer Zeitrahmen sei zu er-
wägen, bevor Legislativentscheidun-
gen getroffen und Gesetzesänderun-
gen vorgenommen werden.

SCHWEIZER VOLKSENTSCHEIDE ZUM 
PFLANZENSCHUTZ ABGELEHNT

Die Schweizer Landwirtschaft stand 
bereits seit längerer Zeit im Fokus 
zweier Volksinitiativen, über die am 
13. Juni 2021 abgestimmt wurde. Die 
Initiative „Für sauberes Trinkwasser 
und gesunde Nahrung“ sah vor, dass 
allen Betrieben die PSM einsetzen, die 
Direktzahlungen gestrichen werden. 
Die Initiative „Für eine Schweiz ohne 
synthetische Pestizide“ forderte, 
dass der Einsatz synthetischer Pflan-
zenschutzmittel in der landwirtschaft-
lichen Produktion, in der Verarbeitung 
agrarischer Erzeugnisse und in der Bo-
den- und Landschaftspflege verboten 
wird. Diese Einschränkung sollte auch 
für importierte Produkte gelten.

Was tut sich in Europa?
Stand der Diskussion um die GAP 2023 und Schweizer Volksentscheide
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Prozentueller Stimmenanteil:
Ja

Abb. 1: Abstimmungsergebnisse zur Initiative Pestizidverbot nach Kantonen
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In keinem Fall hätte die Trinkwasseri-
nitiative einen Mehrwert für die Um-
welt gehabt, argumentierte der 
Schweizer Bauernverband:  Würden 
die Betriebe auf die Direktzahlungen 
verzichten, müssten auch die ökologi-
schen Mindestanforderungen für den 
Erhalt der Direktzahlungen nicht mehr 
erfüllt werden. Im Falle eines Nichtver-
zichts auf die Direktzahlungen hätten 
in der Schweiz gewisse Lebensmittel 
nicht oder kaum mehr produziert wer-
den können und müssten diese impor-
tiert werden. Auf Grund des Außen-
schutzes der Schweiz hätte das aber 
auch zu steigenden Lebensmittelprei-
sen beitragen können bzw. wurde auch 
mit dem Verlust von Arbeitsplätzen ar-
gumentiert. Mit dem Schutz des Trink-
wassers hätte lt. Schweizer Bauernver-
band die Initiative sowieso nichts zu 
tun gehabt.

Die Initiative "Für eine Schweiz 
ohne synthetische Pestizide", die auch 
Importe betroffen hätte, wäre nach An-
sicht des Schweizer Bauernverband 
konsequenter formuliert gewesen. Al-
lerdings wären solche Importauflagen 
nicht WTO-konform. Es war deshalb zu 
befürchten, dass die Initiative nur im 
Inland umgesetzt und damit zu einem 
Wettbewerbsnachteil für die Schwei-
zer Landwirtschaft geführt hätte. 

61% der Schweizer sprachen sich 
gegen ein Verbot von Pflanzenschutz-
mitteln aus. Lediglich in den Städten 
konnten die Initiativen „Sauberes 
Trinkwasser“ und „Ohne Pestizide“ ei-
nige Achtungserfolge erzielen. Die 
hohe Wahlbeteiligung von bis zu 70 % 
in ländlichen Kantonen und eindeutige 
Warnungen der Agrarverbände vor 
den Initiativen führten am Schluss zu 
einem eindeutigen Ergebnis.

Das Parlament in Bern empfahl 
deshalb, die beiden Initiativen abzu-
lehnen, es reagiert aber dennoch auf 
die Forderung nach einer grüneren 
Landwirtschaft. Das Parlament legte 
eine Gesetzesinitiative vor, mit der 
das Trinkwasser besser geschützt 
werden soll. Danach soll der Einsatz 
von Stickstoffdüngemitteln bis 2030 
um 20 % vermindert werden. Land-
wirten soll die bisher erlaubte Tole-
ranzschwelle von 10 % in ihren Stick-
stoffbilanzen gestrichen werden. 
Zudem sollen sie 3,5% ihrer Acker-
fläche für die Artenvielfalt vorbehal-
ten und dort keine chemischen Prä-
parate einsetzen. Das Schweizer 
Gewässerschutzgesetz ist für 2023 
geplant.

Ing. Manfred Kohlfürst 
DI Johann Greimel


